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Aller Wohrscheinlichkeit nach scheidet der Oberjägerweg als Stand­

ort für ein Großkraftwerk aus. Zwar ist das vor dem Oberverwaltungs­

gericht von den betroffenen Bürgern durchgesetzte ROdungsverbot nur 

zeitlich begrenzt; aber die weiteren Genehmigungsverfahren für das 

Kraftwerk würden an diesem Oberverwaltungsgericht scheitern, das den 

Grundsatz "Energie ist gut, Natur ist bessert" aufgestellt hat. 

Wir fordern deshalb jetzt den Senat auf, beschleunigt den endgültigen 

Schlußstrich unter den Standoet Oberjägerweg zu setzen durch Ein­

stellung aller Planungsverfahren und Übereignung des Geländes a n 

die Berliner Forstverwaltung. 


Bach über einjähriger Arbeit in der Bürgerinitiative gegen die Kraft ­

werkspläne von Senat und Bewag haben wir wieder einmal Anlaß, festzu­

stellen: es lohnt sieh, gegen "die da oben" etwas zu tun. Man braucht 

nicht tatenlos zuzusehen, wenn Mammutprojekte zugunsten Weniger und 

zu Lasten vieler Bürger geplant und errichtet werden. Der größte 

Teil der Politiker hat sieh dem Wohl der Bevölkerung nicht verpflich­

tet gefÜhlt. Wo Bürgerndie Folgen wirtschaftlicher Interessen und 

von Fehlplanungen der Behörden zugeautet werden, können sie sieh 

selbst erfolgreich zur Wehr setzen. 


Mit dem Urteilsspruch des Gerichts wurde zum ersten Mal das Recht 

des Bürgers auf Natur festgestellt. Bisher gingen Sauplaner meistens 

davon aus, daß in Naturgebieten seitens der Bürger keine Einspruch­

rechte bestehen und soait die komplizierten Genehmigungs- und Eignungs­

verfahren umgangen werden können. Mit diesem Urteilsspruch, den 

Bürger gegen den Widerspruch von Senat und Bewag erreichten, wird 

bestätigt, daß Natur i. besonders eingeschränkten Lebensraum West­

Berlins einen wesentlichen Erholungswert besitzt und deshalb nicht 

einfach als leicht verfügbare Baulandreserve betrachtet werden darf. 




)/,O.1eht tlS wei t~., z• 

~l.rdings handelt es sich bei diesem Sieg Tor dem OberTerwaltungs­
gericht nur um einen Zwischenerfolg. Die Pläne für den Standort Ober­
jägerweg können beerdigt werden. Aber wenn Senat und Bewag jetzt 
neue Standort.rwägungen für Oberhavel, die Rullebener Wiesen und 
Neukölln anstellen, dann wird eine Energieplanung gegen die Bürger 
nahezu ungehindert fortgesetzt, 
,... Die Luftbelastung West-Berhns wird weiter steigen, obwohl die Meßwerte 


hier schon besonders hoch hegen. 


,... Die falschen Prognosen für den Zuwachs an Stromverbrauch werden weiter­
hin der Planung zugrunde 1iegen • 

,... 	Es gibt noch immer keine f\l\aßnahmen zum Abbau der nur vereinzelt auftre­
tenden Lastspitzen, die die Bevvag zum Ausgangspunkt ihrer Berechnungen 
macht. 

,...	Die StromtarifpolUik ( Begünstigung der Großverbraucher , Benachteiligung 
der Kleinverbraucher) hat sich nicht geändert. Es gi.bt keine öffentlichen f\l\aß­
nahmen zur Ei.ngrenzung des verschwenderischen Umgangs mit Energie. Di.e 
Energiepolitik i.n Berlin hat sich nicht verändert. 

Der Berliner hat nicht nur ein Recht auf Natur. Er hat auch ein Recht auf ei.ne sorg­
fältige Energieplanung • 

Im Verlauf derHAu8.iIDindersetzung~n mit den KraftwerkspLanern bei. 
Senat wurde deutlich: 
~	Mit wissenschaftlich aufpolierten, aber dennoch unhaltbaren 


Zahlen über den Stromverbrauch wird ein bal4iger Energienotstand

prophezeit und die Bevölkerung irregeführt. 


~	Unter Berufung auf diesen Notstand sollten die vorgeSChriebenen
demokratischen Genehmigungsverfahrenfür das Kraftwerk umga ngen
und Gerichte außer Kraft gesetzt werdeh. 

----., 
~Wider besseres Wissen und unter Täuschung der Öffentlichkeit war 

man bereit, die Zerstörung wertvoller Naturgebiete und die 
damit verbundenen Umweltbelastungen in Kauf zu nehmen. 

~Wider besseres Wissen .urde leichtfertig behauptet, die vor­

zeitige Rodung am Oberjägerweg entscheide nioht über den Stand­

ort ("Wenn die Genehmigungsverfahren den Bau am Oberjägerweg

nicht zulassen, .~nn der Wald ja wieder aufgeforstet werden"). 


Bürger werden getäuscht, das Wohl der Bevölkerung wird gering geSChätzt, 
Recht wird gebeugt. Diese Verwaltung vertritt nicht die Bürger, sie 
läßt sic:h von den Interessen der Aktiengesellschaft Be.ag leiten. Dies 
zu entlarTen ist weiterhin unsere Aufgabe, gleich welche Standort­
entsche~dung der Senat treffen wird. 

Jedes weitere Kraftwerk in Berlin ist ein Kraftwerk zuTiell 

Spenden können überwIesen werden auf das Konto :Jer Bürgerinitiative '\ 
PostscheCkkonto Berlin West 16798& - 105, BrigHte Relnhardt Sonderkonto 
Rechtshilfefond: Sparkasse der Stadt BerLin West Nr. 081 101 000, Paul Aldrup I 


